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ANALYSEN UND BERICHTE

BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Wird die Arbeit knapp?
HaraldjJürgensen, Hamburg

Die Massenarbeitslosigkeit ist in der Bundesrepublik wie in anderen westlichen Industriestaaten nach wie 
vor ein zentrales wirtschaftspolitisches Problem. Professor Harald Jürgensen analysiert die bei der Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit heute bestehende Ausgangstage. Welche Perspektiven zeichnen sich für 
den Arbeitsmarkt ab?

W irtschaftspolitische Prioritäten ändern sich rasch. 
Nach über 20 Jahren fast ungestörten Wachs­

tums bei hoher Beschäftigung und rascher Produktivi­
tätsentwicklung wuchs eingangs der 70er Jahre das Un­
behagen am Wachstum. Die Vorteile erschienen immer 
selbstverständlicher, die Nachteile immer weniger ak­
zeptierbar. Mit einem Paukenschlag führte 1972 der 
Club of Rome unter dem Titel „Grenzen des Wachs­
tums“ ein düsteres Szenario der weltwirtschaftlichen 
Zukunft vor. Erst knapp 15 Jahre trennen uns von den 
über viele Jahre hinweg soviel Aufsehen erregenden 
Hypothesen.

Die allerdings überwiegend erst für das nächste 
Jahrtausend vorausgesagten Knappheiten an Ressour­
cen umfaßten als wichtigsten Faktor den drohenden 
Mangel an Energie, insbesondere aber an Erdöl. Die 
1973 ausbrechende erste Ölpreiskrise erschien vielen 
als eine rasche Bestätigung dieser Aussage, zumal die 
OPEC geschickt diesen künftigen Mangel für die gegen­
wärtige Rationierung über den Preis argumentativ aus­
nutzte. Trotz der realen Vervierfachung der Preise hiel­
ten sich die Einsparungen in den fünf Jahren nach der 
ersten Ölpreiskrise aber in engen Grenzen. Einmal lag 
das Ausgangspreisniveau sehr niedrig, die Nachfrage 
reagierte also kurzfristig ziemlich unelastisch hinsicht­
lich möglicher Einsparungen. Eine umfassende Substi-
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tution von ö l durch neue Techniken hätte zum anderen 
mehr Zeit erfordert und wurde auch durch den realen 
Rückgang der Ölpreise bis 1978 auf noch das 2,6fache 
von 1973 nicht gerade gefördert. Dennoch war die 
zweite Ölpreiskrise 1979/80 kein Ausfluß der physi­
schen Knappheit an ö l, sondern belegte nur die unver­
änderte Marktmacht des Anbieterkartells.

Immerhin hatte die zweite Preiserhöhung -  die in der 
Spitze den realen ölpreis fast versechsfachte -  sehr viel 
nachhaltigere Folgen, kurzfristig allerdings sehr nega­
tive. Die Inflationsraten stiegen sprunghaft an, die Zah­
lungsbilanzdefizite erreichten 1980/81 schwindelnde 
Höhen, die Verschuldung der Entwicklungsländer ohne 
eigene Ölförderung sprengte den wirtschaftlich vertret­
baren Rahmen, die hochentwickelten Länder gerieten 
in eine anhaltende Rezession, die Arbeitslosigkeit stieg 
weltweit an, die Investitionsschwäche verstärkte sich 
aufgrund der energischen Inflationsbekämpfung.

Mittel- und langfristig gesehen waren und sind die 
Auswirkungen allerdings recht positiv. Zum einen nimmt 
im Zeitablauf die technisch mögliche und wirtschaftlich 
rentable Ölsubstitution zu und führte im 1983 angelaufe­
nen und sich 1985/87 fortsetzenden weltweiten Auf­
schwung zu einem wesentlich geringeren Anstieg des 
Ölverbrauchs als in früheren Aufschwungsphasen. 
Diese auf Innovation und technischen Fortschritt durch 
Investition abgestützte relative Einsparung eröffnet der 
OPEC auch mittelfristig keine Chance, mit einer dritten 
Ölpreisrunde Ende der 80er Jahre die weltwirtschaftli­
che Erholung ähnlich abrupt wie 1980/82 zu beenden. 
Damit allein ergeben sich schon bessere Aussichten für 
den Anstieg der Beschäftigung als nach der ersten Öl­
preiskrise. Dabei hatte sich schon in der Periode 1975
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bis 1979 in der Bundesrepublil< die Zahl der Beschäftig­
ten um über 1,2 Mill. erhöht.

Aber die Marktwirtschaften waren in den 70er Jahren 
nicht nur zur Beseitigung der Ölpreiskrisen aufgerufen. 
Schon seit Ende der 60er Jahre war unter dem Druck 
hoher Wachstumsraten und der Ausschöpfung der Ar­
beitsmärkte (in der Bundesrepublik Deutschland lag die 
Arbeitslosenquote bis 1973 unter 1 %!) eine kräftige 
Umverteilung zwischen „Arbeit und Kapital“ eingeleitet 
worden, die die Arbeitskosten für viele Länder über ein 
Jahrzehnt hinweg rascher wachsen ließ als die Produkti­
vitätssteigerungen. Der damit ausgelöste Druck auf die 
Gewinne verstärkte sich dann noch durch die externe 
Umverteilung zwischen Ölverbrauchern und Ölprodu­
zenten, die zunächst ebenfalls vor allem zu Lasten der 
Unternehmensgewinne ging. Der Versuch, die Gewinne 
über Preiserhöhungen zu halten, scheiterte endgültig 
nach der zweiten Ölpreiskrise an den Zinsverteuerun­
gen, mit denen die Zentralbanken zwischen 1980 und 
1982 die Inflationswelle brachen, aber eben auch zu­
nächst das Wachstum beendeten. Die verfahrene Aus­
gangslage ließ nur noch diese Roßkur zu. Für subtilere 
Verfahren hätte es einer stärkeren und vor allem frühzei­
tigeren Mitwirkung des Staates und der gesellschaftli­
chen Kräfte bedurft. Die Geldpolitik wurde weder von 
der Fiskal- noch von der Lohnpolitik hinreichend unter­
stützt.

In den Jahren nach 1980 gingen daher in den meisten 
westlichen Industrieländern die nachlassende Investi­
tionsfähigkeit der Wirtschaft und die steigende Verschul­
dung der staatlichen Haushalte eine zukunftbelastende 
Verbindung ein. Diese wog um so schwerer, als die 
Wachstumsschwäche erst durch eine verbesserte 
Wachstumsstruktur überwunden werden konnte. Dies 
erforderte und erfordert jedoch Rationalisierung und In­
vestition, neue Organisationen von Abläufen in der Pro­
duktion und Verwaltung und die weitestgehende Ausnut­
zung der durch den zwischenzeitlichen technologi­
schen Fortschritt gebotenen Rationalisierungschancen 
auf allen Gebieten, auch zur Einsparung von Arbeit und 
hier vor allem der relativ teurer gewordenen einfachen 
Arbeit.

Insofern besteht hinsichtlich der Entwicklung der Ar­
beitslosigkeit ein doppeltes Mißverständnis. Zum einen 
erfolgt ihr Abbau immer erst als Spätfolge einer Auf 
schwungsentwicklung und nicht in deren Frühstadium 
Zum anderen -  und das war das besondere an der Ent 
Wicklung 1982/83 -  mußten zunächst erst die Grundla 
gen für einen wirtschaftlichen Anstieg gelegt werden 
Das bedeutete aber für den Staat Entlastung von kon 
sumtiven Ausgaben -  auch durch Beschäftigungsab­
bau -  zur Wiedergewinnung der weitgehend verlorenen
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Investitionskraft. Für die Unternehmen setzte dies eine 
verstärkte Produktivitätssteigerung bei zunächst noch 
rückläufiger Nachfrage voraus und führte damit bis weit 
nach der konjunkturellen Wende zu einer erhöhten Frei­
setzung von Arbeitskräften, die sich ihrerseits um den 
deutlichen Rückgang des Krankenstandes noch ver­
stärkte.

Die Befunde auf den Arbeitsmärkten

Die Wirtschaft der Bundesrepublik befindet sich seit 
dem Frühjahr 1983, was die Grundlagen für eine verbes­
serte Wachstumsstruktur betrifft, in einer Wende. Unter 
dem Einfluß der sich belebenden Nachfrage steigt seit­
dem das Sozialprodukt an, ohne allerdings im ersten 
Jahr des Aufschwungs das Niveau zu überschreiten, 
das 1980 schon einmal erreicht worden war. Damit 
setzte sich die Freisetzung von Arbeitskräften bis Mitte 
1983 fort, wenngleich wegen des Wiederanstiegs der 
Produktion mit verringerten Zuwachsraten. Erst ab An­
fang 1984 gab es wieder echtes wirtschaftliches Wachs­
tum, und ein erster Anstieg der Beschäftigung war erst 
Mitte 1984 zu verzeichnen. Das Jahr 1983 stellte nach 
über dreijähriger Stagnation nur den Anschluß an den 
bereits 1980 schon einmal erreichten Stand des realen 
Sozialprodukts wieder her und setzte zunächst den Be- 
schäftigtenabbau unter Stärkung der Ertragskraft der 
Unternehmen und der Steuerkraft der staatlichen Haus­
halte fort. Im zweiten Halbjahr 1983 produzierte die 
Volkswirtschaft gegenüber dem ersten Halbjahr 1980 
ein um 0,6 % höheres Bruttosozialprodukt mit 4,3 % we­
niger abhängig Beschäftigten.

Denn auch in der Zeit der Stagnation und im 2. Halb­
jahr 1982 sogar der Rezession waren die Produktivitäts­
fortschritte weitergegangen. Diese hatten sich sogar 
verstärkt, wenn man jene Produktivitätsreserven be­
rücksichtigt, die unter dem Druck der Krise in allen Be­
reichen zunehmend angelegt wurden, sich aber erst bei 
wieder steigender Auslastung der Kapazitäten auszu­
wirken vermochten. Die Gewinnentwicklung seit 1983 
und die Gewinnerwartungen für 1986/87 untermauern 
diese These. Die Haushaltsentwicklung der Gebietskör­
perschaften, insbesondere die rasche Konsolidierung 
ihrer Neuverschuldung, die bei den Gemeinden 1985 
schon voll erreicht war, gelang unter anderem ebenfalls 
nur durch eine entsprechende Verringerung der Nach­
frage nach Arbeit.

In der Verstärkung der privaten und öffentlichen Inve­
stitionskraft liegt letztlich auch der Hebel für die Verbes­
serung der Beschäftigung. Den festen Punkt für den An­
satz dieses Hebels bildet die inzwischen erreichte Ver­
besserung der Struktur des Sozialprodukts. Der fol­
gende Vergleich gibt dafür einen Hinweis: Das reale
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Bruttosozialprodukt lag 1980 mit 1485 IVIrd. DM knapp 
so liocli wie das des Jahres 1983 mit rund 1493 Mrd. 
DM. Vier Jahre Stagnation drücken sich in diesen Zah­
len aus. Dennoch ist das gleiche nicht dasselbe. Der pri­
vate Konsum hatte 1983 einen um 5 Mrd. DM niedrige­
ren Änteil, der Außenbeitrag steuerte dagegen fast 50 
Mrd. DM mehr als 1980 zum BSP bei, was nichts ande­
res bedeutet als dies: Wir lebten -  bei etwa gleich ho­
hem Sozialprodukt -  1983 im Gegensatz zu 1979 nicht 
mehr „über unsere Verhältnisse“ . Andererseits bedeu­
tete auch die Substitution von Konsum- und Baunach­
frage durch Exportzuwachs in der Verwendungsrech­
nung einen geringeren Arbeitskräfteeinsatz’.

Für ein gleich hohes -  wenngleich besser strukturier­
tes Sozialprodukt wurden 1983 rund 950000 weniger 
Beschäftigte benötigt. Das Problem liegt nicht darin, 
daß es mit weniger Arbeitskräften erzeugt werden 
konnte, sondern darin, daß es noch kein lange genug 
anhaltendes Wachstum gab. Die freigesetzten Arbeits­
kräfte konnten nicht sogleich an anderen Einsatzorten 
zusätzliches Sozialprodukt schaffen. Daß die Arbeitslo­
sigkeit zwischen dem 1. Quartal 1980 und dem 4. Quar­
tal 1983 mit +1,46 Mill. noch um eine halbe Million stär­
ker anstieg, als der Rückgang der Beschäftigten ausfiel, 
belegt die besondere demographische Situation des 
Jahrzehnts 1980/89, in dem der Zugang an jüngeren Ar­
beitskräften den Abgang von Pensionären um bis zu 
200000 pro Jahr übersteigt.

Verbesserte Produktionsstruktur

Die Aussicht auf eine längerfristige Verbesserung der 
Beschäftigungslage stützt sich darauf, daß die Produk­
tionsstruktur sich auch in der durch Ölpreiskrise und In­
flationsbekämpfung erzwungenen Wachstumspause 
verbessert hat. Diese Veränderungen werden durch den 
Aufschwung seit 1983 gewinnsteigernd und ab 1984 be­
schäftigungserhöhend aktiviert und schaffen damit über 
die dadurch ausgelösten und überwiegend auch finan­
zierten Rationalisierungs- und Enweiterungsinvestitio- 
nen diejenige Erweiterung des Produktionspotentials, 
die ab 1986/87 zum einen erforderlich wird, um den Auf­
schwung in einen stabilen Wachstumspfad einmünden 
zu lassen, und zum anderen die Voraussetzung bietet, 
den Abbau der Arbeitslosigkeit fortlaufend zu verstär­
ken.

Diese Thesen seien noch durch ein paar Fakten^ un­
termauert. Unmittelbar vor der ersten Ölpreiskrise -  
von 1970 bis 1973 -  wuchs im Durchschnitt der OECD- 
Staaten das reale Sozialprodukt um jährlich 5,1 % und, 
bei einer Produktivitätsentwicklung von 4,0%, die Be­
schäftigung um 1,1 %. Von 1973/75 ging das Wachstum 
auf 0,1 % zurück, aber der Produktivitätszuwachs eben­

falls auf 0,1 %, so daß die Beschäftigung lediglich nicht 
mehr stieg. Nach Übenwindung der ersten Ölpreiskrise 
erholte sich 1975 bis 1979 das Wachstum wieder auf
4,1 % jährlich. Da die Produktivität jetzt nur noch um 
2,5 % stieg, nahm die Beschäftigung mit 1,4 % stärker 
zu als vorher. In der zweiten Ölpreiskrise von 1979 bis
1982 sank das durchschnittliche Wachstum des Sozial­
produkts wieder auf 1,9 % ab, um dann über 2,7 % im 
Jahre 1983 und 4,9 % 1984 3,25 % 1985 zu erreichen; 
für 1986 liegt die Erwartung bei 2,75 %. Der Produktivi­
tätszuwachs halbierte sich 1979 bis 1982 auf 1,2 % und 
entwickelte sich von 1983 bis 1985 von 2,2% über 
3,3 % auf dann wieder 2 % und wird 1986 bei 1,75 % er­
wartet. Der Beschäftigungszugang halbierte sich 1979 
bis 1982 ebenfalls auf 0,7%, um in den Folgejahren
1983 bis 1985 dann Werte von 0,5 %, 1,5 % und 1,25 % 
mit einem Erwartungswert von 1 % für 1986 anzuneh­
men. Unter Berücksichtigung der Arbeitszeit und des 
Zu- und Abgangs auf den Arbeitsmärkten stieg aber das 
Arbeitspotential in der OECD zwischen 1975 und 1979 
um jährlich 1,5 %, so daß sich die Arbeitslosigkeit unge­
achtet des relativ hohen Wachstums verstärkte. Die ge­
nerativen Verschärfungen der Arbeitsmarktprobleme 
von 1975 bis 1979 in der Bundesrepublik sind also kein 
Sonderfall.

Die 1979 überall verbliebene hohe Arbeitslosigkeit -  
in der Bundesrepublik mit über 800000 das Vierfache 
von 1973 -  nahm dann rasch weiter zu. Von 1979 bis
1982 stieg das Enwerbspersonenpotential doppelt so 
schnell wie die Nachfrage nach Arbeit. Entsprechend 
stieg die Arbeitslosenquote in der gesamten OECD zwi­
schen 1970 und 1973 nur von 3,0 auf 3,2% an, von 1973 
bis 1975 aber auf 5,2 %, bis 1980 auf 5,8 %, um dann in 
den Rezessionsjahren 1981/82 die Quote von 8,1 % und
1983 den Spitzenwert von 8,8% zu erreichen; 1984 
sank die Quote leicht auf 8,4 % und stabilisierte sich auf 
diesem Niveau mit Werten von 8,25 % 1985 und einem 
erwarteten Wert von 8,5 % für 1986. Gleichzeitig wuchs 
die Dauer der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit an. So 
hatte für die Bundesrepublik 1979 die Zahl der sechs 
Monate und länger Arbeitslosen 39,9 % aller Arbeitslo­
sen betragen, davon waren die Hälfte über ein Jahr und 
länger ohne Arbeit. 1982 war diese Quote auf 46,4% ge­
stiegen, und sie erreichte 1984 55,1 %.

Die Ausgangslage

Seit nunmehr zehn Jahren -  beginnend mit 1973 -  hat 
also nicht nur die deutsche Wirtschaft mit hohen Arbeits­
losenzahlen zu kämpfen. Die Rezession der ersten Öl­

' Allein die Beschäftigungszahlen im Bauhauptgewerbe verringerten 
sich von 1980 bis 1985 um über 250 000 oder 20%.

* Vgl. OECD: Employment Outlooli, Sept. 1985, Table 1,3,5 und H.
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preiskrise erhöhte die Zahl der Arbeitslosen zum ersten 
Mal seit den 50er Jahren wieder auf über eine Million, 
und dieses Niveau konnte erst im Zusammenhang mit 
der nachhaltigen Erholung ab 1978 spürbar abgebaut 
werden. Immerhin entstanden zwischen 1975 und 1980 
rund eine Million neuer Arbeitsplätze mehr als abgebaut 
wurden. Dennoch bildete sich die Arbeitslosigkeit bis 
1980 nur um 200 000 zurück, weil gleichzeitig mehr aus­
ländische Arbeitnehmer in die Bundesrepublik kamen 
und vor allem von 1977 an die geburtenstarken Jahr­
gänge den demographisch bedingten Saldo aus dem 
Zugang an jungen Arbeitskräften und dem Abgang an 
Pensionären und Rentnern von -100  000 auf + 100 000 
bis 150000 umkehrten. Nachlassendes Wachstum und 
Rezession stockten dann die Arbeitslosigkeit rasch wie­
der auf eine Million auf (Dezember 1980), und bereits 
zwei Jahre später wurde die 2-Mill.-Grenze überschrit­
ten. 1985 waren in der Spitze über 2,5 Mill. Arbeitneh­
mer arbeitslos, allerdings ging die saisonal bereinigte 
Arbeitslosigkeit schon wieder zurück, die Kurzarbeit war 
gegenüber ihrem Höchststand von 1,2 Mill. auf 180 000 
zurückgeführt. Das Wirtschaftswachstum sollte im Ver­
lauf von 1986 die Arbeitslosenzahlen weiter reduzieren, 
aber Ende 1986 wird voraussichtlich ein allerdings wie­
der schneller ausgetauschter Bestand von ca. 2. Mill. 
ohne Beschäftigung sein.

Ein weiterer Abbau der Arbeitslosigkeit kann nur län­
gerfristig und unter den bereits angesprochenen positi­
ven Wachstums- und Strukturwandlungsimpulsen er­
reicht werden und wird sich infolge der bis 1987/89 an­
dauernden demographischen Einflüsse auch weiterhin 
stärker im Zugang an Beschäftigten als im Abgang an 
Arbeitslosen auswirken. Immerhin konnte bis Mitte 1986 
die Hälfte des Beschäftigungsrückgangs zwischen 1980 
und 1983 von rund einer Million wieder aufgeholt wer­
den. Die Zahl der Arbeitslosen ging vom 2. Quartal 1983 
bis zum 2. Quartal 1986 aber nur um 30000 zurück. 
Dennoch wird sich mit der weiteren Reduzierung des 
Bestandes vor allem auch die Dauer der Arbeitslosigkeit 
des einzelnen Arbeitslosen wieder zurückbilden.

Aber selbst zwischen 1981 und 1985 entsprach die Ar­
beitslosigkeit nicht der in der Öffentlichkeit weit verbrei­
teten Vorstellung eines „stehenden Heeres“ . Vielmehr 
wurde bei einer durchschnittlichen Arbeitslosigkeit von 
sechs bis sieben Monaten der jeweilige Bestand im 
Durchschnitt fast zweimal im Jahr ausgewechselt. Aus 
den starken Strukturwandlungen der Nachfrage, den 
Rationalisierungen und nicht zuletzt den Insolvenzen 
wurden und werden ständig Arbeitskräfte freigesetzt, 
die je nach Qualifikation, Alter und Standort erst nach 
einigen Monaten -  im Durchschnitt nach über einem hal­
ben Jahr -  wieder einen neuen Arbeitsplatz finden. Die

Summe der zu einem Stichtag Arbeitslosen bildet eine 
Bestandsgröße, die sich ganz überwiegend im Laufe ei­
nes Jahres mehrfach anders zusammensetzt -  unge­
achtet eines erheblichen Anteils von Arbeitslosen mit 
über einjähriger Arbeitslosigkeit (vor allem alters-, quali­
fikations- und standortbedingt).

Arbeitszeitverkürzung

Dennoch war schon 1983 klar erkennbar, daß ein er­
heblicher Anteil der Arbeitslosen strukturell arbeitslos 
ist. Die Schätzungen liegen zwischen 500000 und 
1 Mill. und sagen nichts anderes, als daß nach einem 
restlosen Abbau der konjunkturellen Arbeitslosigkeit im 
Zusammenhang mit einer nachhaltigen Konjunkturbele­
bung immer noch ein Sockel von bis zu 1 Mill. Arbeitslo­
sen verbleiben würde. Abhilfe schaffen könnte hier nicht 
eine Wiederauslastung der Kapazitäten im Verlauf des 
konjunkturellen Aufschwungs, sondern nur ein struktu­
reller Wandel.

Verständlich, daß im Verlauf von 1983 daher immer 
stärker zur Bekämpfung der erwarteten zukünftigen Ar­
beitslosigkeit von damals noch über 3 Mill., ja mittelfri­
stig sogar von bis zu 5 Mill., eine drastische Verkürzung 
der Arbeitszeit als einziger Ausweg erschien. Insbeson­
dere wurde die Hypothese aufgestellt. Arbeit sei in den 
80er Jahren nachhaltig knapp, praktisch nicht vermehr­
bar und müßte daher anders verteilt werden, weniger 
davon an die noch Beschäftigten und mehr an die Ar­
beitslosen. Gleichzeitig dürfe sich die Kaufkraft der Ar­
beitnehmer nicht verringern, um die private Nachfrage 
zu stabilisieren. Die 35-Stunden-Woche mit vollem 
Lohnausgleich war aus der Taufe gehoben und entwik- 
kelte sich seitdem zu dem wohl am meisten diskutierten 
und umstrittensten wirtschaftspolitischen Mittel zur Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Auch wenn sich Regie­
rung, Notenbank, Wissenschaft und Tarifpartner darin 
einig sind, daß dem deutlichen und baldigen Abbau der 
Arbeitslosigkeit die höchste wirtschaftspolitische Priori­
tät einzuräumen ist, scheiden sich doch die Geister an 
den dabei einzuhaltenden Nebenbedingungen und vor 
allem an der Art der dazu erforderlichen Wirtschaftspoli­
tik.

Die Regierung will den Abbau der Arbeitslosigkeit, 
aber unter der Nebenbedingung, daß die eingeleitete 
Haushaltskonsolidierung und die zur Verbesserung der 
Wachstums- und Leistungsstruktur geplante Steuerre­
duzierung nicht darunter leiden. Die Notenbank räumt 
der Reduzierung der Arbeitslosigkeit hohe Priorität ein, 
aber unter der Bedingung, daß dadurch die erfolgreiche 
Inflationsbekämpfung nicht konterkariert wird.

Der Sachverständigenrat und mit ihm ein Großteil der 
Wissenschaft setzten zum Abbau der Arbeitslosigkeit
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auf eine offensive Strategie, d. h. auf ein fiölieres Wirt- 
scfiaftswacfistum, und sehen in der Ärbeitszeitverl<ür- 
zung nur eine flani<ierende und sehr behutsam und re­
versibel einzusetzende Maßnahme.

Die Ärbeitgeber sind generell gegen eine Verl<ürzung 
der wöchentlichen Ärbeitszeit und verweisen auf ihre 
Bereitschaft zur Disl<ussion von tariffinanzierten Verkür­
zungen der Lebensarbeitszeit durch frühzeitigere Ver­
rentung von älteren Ärbeitnehmern. Sie sehen in der 
Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit mit vollem 
Lohnausgleich eine Gefährdung der Investitionsbele­
bung und vor allem im Gegensatz zur Frührente eine ir­
reversible Einengung künftiger Wachstumsmöglichkei­
ten.

Die Gewerkschaften sind sich einig über die Notwen­
digkeit einer „Neuverteilung derÄrbeit“ , sie sehen in der 
Ärbeitslosigkeit eine „erzwungene Arbeitszeitreduzie­
rung auf Null“ . Durchaus umstritten ist der Weg zur Neu­
verteilung. Vorkämpfer für die 35-Stunden-Woche sind 
vor allem die IG-Metall und die IG-Druck und Papier; an­
de re -w ie  die Gewerkschaft Nahrung, Gaststätten und 
Genußmittel sowie die Bauarbeitergewerkschaft -  setz­
ten sich für Lohnerhöhungen leicht über der Inflations­
rate und zusätzlich für die Einführung einer Tarifrente 
ein. In der Unvereinbarkeit der Ansichten liegt die Ge­
fahr für die Festigung und Langlebigkeit des Auf­
schwungs.

Komplexe Wirkungen

Eine rasche Durchsetzung der geforderten Arbeits­
zeitverkürzung in zwei oder drei Schritten hätte erhebli­
che, wegen der komplexen Kostenwirkungen allerdings 
nur in weiteren Grenzen anzugebende Kostenerhöhun­
gen für die betreffenden Wirtschaftszweige zur Folge. 
Die vorgegebenen Verteilungsspielräume würden über­
schritten und damit die für die nachhaltige Investitions­
entwicklung so wichtigen Gewinnaussichten für die 
zweite Hälfte der 80er Jahre geschmälert, zumindest 
aber mit erhöhter Unsicherheit versehen. Daß die Erhö­
hung der Reallöhne über starke Arbeitszeitverkürzun­
gen auf die Beschäftigung sehr viel anders wirken sollte 
als die Erhöhung über die Nominallöhne, ist unwahr­
scheinlich. In den problembeladenen Jahren zwischen 
1973 und 1981 konnten jene Länder den größten Zu­
wachs an Beschäftigten erzielen, die im Reallohnzu­
wachs am unteren Ende der beobachteten Bandbreite 
lagen (vgl. Tabelle).

Äuch wenn unmittelbar Vergleiche nicht möglich sind, 
fallen doch besonders die starken Zunahmen der Be­
schäftigung in den USA und Japan ins Auge, die sich üb­
rigens im 1982/83 anlaufenden Aufschwung noch ver­
stärkt haben, obgleich in den USA angesichts der gebur-
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Veränderung der Beschäftigtenzahlen 
zwischen 1973 und 1981

(in 1000)

Land
Vollbe­

schäftigte Teilzeitkräfte

Bundesrepublik Deutschland -2 7 0 685
Kanada 1 085 485
Frankreich 493 540
Italien 2 120 -1 5 4
Japan 3 010 1 150
Großbritannien -6 2 6 -  86
USA 10 274 2 158

Q u e l l e :  OECD: Employment Outlook, September 1983.

tenstarken nachrückenden Jahrgänge der relative An­
teil der Arbeitslosen immer noch sehr hoch ist.

Dennoch sehen weder die amerikanischen noch die 
japanischen Gewerkschaften einen Ausweg in einer 
starken Beschleunigung der Arbeitszeitverkürzung, ob­
wohl auch auf die USA und Japan eine Rationalisie­
rungswelle früher nicht gekannten Ausmaßes zukommt. 
Interessanterweise wird in Japan der Übergang zur 35- 
Stunden-Woche in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Besorgnis gesehen, obwohl doch eigentlich die dadurch 
auch in den Augen der Japaner eintretende verschlech­
terte Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik als Kon­
kurrent begrüßt werden müßte. Man sieht hier weiter 
und fürchtet vor allem die Zunahme protektionistischer 
Tendenzen auf dem deutschen Inlandsmarkt, der für Ja­
pan außerordentlich wichtig ist.

Arbeitszeitverkürzungen ohne oder mit vertretbaren 
Kostenerhöhungen ließen sich nur bei Verzicht auf 
Lohnausgleich erreichen -  mit ungeahnten Folgen für 
staatliche Einnahmen und Ausgaben, für die Nachfrage 
auf den Konsumgütermärkten und damit die Wachs­
tumsperspektiven -  oder mit einer wesentlich flexible­
ren Verteilung einer (vorher verkürzten) Arbeitszeit über 
die Woche. Dabei ließen sich bisher brachliegende Pro­
duktivitätsreserven erschließen und sogar die interna­
tionale Wettbewerbsfähigkeit erhöhen, wodurch -  ohne 
Gefährdung des möglichen Wachstumspfades -  die 
hiermit verbundene Beschäftigtenzunahme früher und 
nachhaltiger erreicht würde. Hier liegt das eigentliche 
Feld für erfolgversprechende Verhandlungen. Arbeits­
zeitverkürzungen, die nicht Produktivität in Anspruch 
nehmen, sondern helfen, die Produktivitätsgewinne des 
Aufschwungs zu verstärken, sind eine echte Hilfe für die 
Arbeitslosen, auch wenn damit die eine oder andere Un­
bequemlichkeit verbunden ist. Anderen nachhaltig zu 
helfen, indem man sich selbst begünstigt. Arbeit schaf­
fen zu wollen, indem man selbst weniger für das gleiche 
Entgelt arbeitet, erscheint demgegenüber unter den gül­
tigen gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
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ebenso verlockend wie unerreichbar. Die dringenden 
gesellschaftlichen Aufgaben, die Zahl der Arbeitslosen 
nachhaltig zu verringern, für die 90er Jahre nicht neue 
Probleme zu schaffen, die Leistungsfähigkeit des Staa­
tes zu erhalten und die Wachstumsperspektiven der 
Konsumgütermärkte nicht zu verschütten, lassen sich 
nicht über „Umverteilung vorhandener Arbeit“ , sondern 
nur über eine Kräftigung der Neunachfrage nach Arbeit 
lösen.

Lohnhöhe und Arbeitsmarktgleichgewicht

Wie der I^anpower-Ansatz der lAB-Prognose richtig 
unterstellt, ist die Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs, 
d. h. der Arbeitsplatzbereitstellung der Unternehmen 
und damit der Beschäftigungssituation, eine Funktion 
der Entwicklung von Produktion und Produktivität, wo­
bei deren Zunahmen wiederum stark von der Reallohn­
entwicklung abhängig sind. Bei einer im Durchschnitt er­
warteten jährlichen Wachstumsrate des Bruttoinlands­
produkts von 2,5 % in der mittleren Variante für den Zeit­
raum 1982 bis 2000 und einem dabei erwarteten Zu­
wachs der Produktivität je Erwerbstätigen von ebenfalls 
2,5% p. a. bzw. je Erwerbstätigenstunde von 3,5 % er­
gibt sich für die Verteilungsseite ein im Vergleich zu frü­
heren Jahren engerer Spielraum. Um das angestrebte 
Wachstumsziel tatsächlich zu erreichen, ist die Tarifpoli­
tik daher aufgerufen, bei künftigen Vereinbarungen über 
Tariflöhne und Arbeitsbedingungen einen Kurs zu steu­
ern, der die Lohnstückkosten auf mittlere Sicht stabil 
hält. Ein solcher Kurs trägt dazu bei, günstige mittelfri­
stige Erwartungen, wie sie sich aus der derzeitigen kon­
junkturellen Situation mit einem bescheidenerem 
Wachstumstrend bei deutlich verringerter Amplitude, 
aber wesentlich längerer Dauer abzeichnen, zu festi­
gen. Er verringert das Investitionsrisiko und erhöht so 
die Investitionsneigung.

Mit der Lohnpolitik die Stabilität der Lohnstückkosten 
ansteuern heißt, die Steigerung der Tariflöhne am 
Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Produktivität 
auszurichten. Dies bedeutet, daß die Gewerkschaften 
bei künftigen Tarifverhandlungen bei der sogenannten 
Drei-Komponenten-Formel als Basis zur Ermittlung der 
Lohnforderungen sowohl von der Infiations- als auch 
von der Umverteilungskomponente Abstand nehmen 
und nur auf die Produktivitätskomponente setzen soll­
ten. Zurückhaltende Lohnpolitik heißt aber nicht, daß die 
Arbeitnehmer damit bei der Einkommensverteilung dau­
erhaft ins Hintertreffen geraten müssen. Bei den erwar­
teten Wachstumsaussichten bestehen gute Chancen, 
daß die Beschäftigung bei maßvollen Tarifabschlüssen 
kräftig wächst und die Lohnsumme stärker zunimmt als 
bei einer Lohnpolitik mit höheren Tariflohnsteigerungen.

Soll die Nachfrage nach Arbeit gesteigert werden, 
müssen sich die Löhne unterhalb des Produktivitätszu­
wachses entwickeln. Daß Lohnsteigerungen Nachfrage 
erzeugen, worauf die Kaufkrafttheorie der Löhne ja 
ständig hinweist, ist zwar richtig, aber nicht vollständig 
argumentiert; denn Investitionsausgaben repräsentie­
ren ebenso wie der Konsum Nachfrage bzw. Kaufkraft. 
Aber anders als die Konsumausgaben lassen die Inve­
stitionsausgaben dauerhafte Arbeitsplätze entstehen, 
und zwar um so mehr, je weniger der Druck der Lohn­
kosten dazu zwingt,

□  Arbeit durch Kapital zu ersetzen,

□  bei Prozeßinnovationen die arbeitssparenden zu be­
vorzugen und

□  statt Produktinnovationen Prozeßinnovationen zu 
forcieren.

Notwendige Differenzierung

Das globale Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt-  
gekennzeichnet durch gleichzeitigen Facharbeiterman­
gel bei einer hohen Zahl registrierter Arbeitsloser-über­
deckt die recht unterschiedlichen Marktlagen auf den re­
gionalen, sektoralen und tätigkeitsbezogenen Arbeits­
märkten. Auch dem muß die künftige Lohnpolitik Rech­
nung tragen. Eine stärkere regionale Differenzierung 
der Löhne könnte helfen, die Investitions- und damit die 
Beschäftigungsbedingungen in Problemregionen zu 
verbessern. Einer bundesdurchschnittlichen Arbeitslo­
senquote von zur Zeit 8,5 % (Mai 1986) steht eine von
4,8 % in Baden-Württemberg und 5,7 % in Südbayern 
bis hinauf zu 12,9 % in Hamburg und im Saarland sowie
15,1 % in Bremen gegenüber. Diese starken Unter­
schiede der Beschäftigungssituation legen es nahe, die 
Lohnabschlüsse zukünftig stärker zu differenzieren. Es 
kann zwar nicht um eine durchgehende Abstufung der 
tariflichen Arbeitsentgelte nach Maßgabe der regiona­
len Arbeitslosigkeit gehen, wohl aber darum, den not­
wendigen Anpassungsprozeß in den Krisenregionen 
auch von der Lohnpolitik her zu erleichtern.

In altindustriellen Problemsektoren, die staatlichen 
Schutz und Subventionen in Anspruch nehmen, läßt es 
sich -  wie in Problemregionen -  ebenfalls nicht rechtfer­
tigen, gleiche Lohnsteigerungen wie in prosperierenden 
Branchen zu vereinbaren. Eine Differenzierung der 
Löhne nach der bestehenden Marktlage für die ver­
schiedenen Qualifikationen könnte gleichfalls beschäf­
tigungsfördernd wirken. Hier gilt es zu bedenken, daß 
unter den registrierten Arbeitslosen die gering qualifi­
zierten eine der großen Problemgruppen sind. Die Bun­
desanstalt für Arbeit sieht aus diesem Grunde in der 
Ausgestaltung der sogenannten Qualifikationsoffen-
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sive, d. h. der beruflichen Äus- und Weiterbildung von Ar­
beitslosen entsprechend den Marktanforderungen 
(z. B. CNC-Dreher), auch eine der wichtigsten Zukunfts­
aufgaben.

Mit der „sozialen Komponente“ bei Lohnforderungen, 
d. h. durch die stärkere Änhebung unterer Lohngruppen 
aus dem Gefühl der sozialen Gerechtigkeit und der Idee 
der Umverteilung heraus, verfolgten die Gewerkschaf­
ten das Ziel, für die betroffenen Arbeitnehmer etwas Gu­
tes zu tun. Da es bei Lohnerhöhungen aber stets auch 
um Arbeitsplätze geht, fielen durch die damit verbunde­
nen Kostenerhöhungen gerade diese einfachen Arbeits­
plätze der Rationalisierung zum Opfer und das Gegen­
teil der Intention wurde erreicht. Die Verteuerung der 
einfachen Arbeitsplätze führte nicht zu deren Siche­
rung, sondern konsequenterweise zum Abbau. Da­
durch wurde zudem noch erreicht, daß die Produktivität 
der Arbeit, also das Produkt je Stunde, statistisch über­
proportional zunahm und eszumTeil sogar zu „Produkti­
vitätsillusionen“ kam. Dies überrascht aber nur vorder­
gründig; denn natürlich wurden unter dem Druck der 
Löhne vor allem jene Arbeitskräfte freigesetzt, die am 
wenigsten produktiv waren. Nach einer Studie der EG- 
Kommission beruht etwa ein Drittel des deutschen Pro­
duktivitätsfortschrittes auf Schrumpfungsprozessen. 
Wenn dann wiederum diese Produktivitätszahlen als 
Richtgrößen in die Tarifabschlüsse eingehen und der Ni­
vellierungsprozeß der Lohnstruktur damit bei weiter dif­
ferenzierten Qualifikationsanforderungen forciert wird, 
dann wird, was anfangs zur Heilung gedacht war, zum 
pathologischen Prozeß.

Zwar wird es noch große Anstrengungen von seiten 
der Wirtschaftspolitik erfordern, die Rahmenbedingun­
gen für ein nachhaltiges Wachstum in dem erforderli­

chen Umfang zu stabilisieren und durch eine daran aus­
gerichtete echte Steuerreform nach 1988 fortzuschrei­
ben. Aber damit könnte es auch gelingen, von 1986 bis 
1990 einen Wachstumspfad von durchschnittlich 2,9 % 
zu erreichen. Das wäre von der Rate her zwar der nach 
1981/85 (1,2 %) geringste durchschnittliche Zuwachs ei­
nes Fünfjahreszeitraums seit 1964. Aber vergleicht man 
das bis 1990 zu erreichende Niveau der Güterverwen­
dung mit dem von 1985, so könnte der private Verbrauch 
rund 150 bis 160 Mrd. DM höher liegen, die Ausrüstungs­
investitionen der Unternehmen um 45 bis 50 Mrd. DM 
und die Exporte um rund 100 bis 110 Mrd. DM zunehmen 
bei allerdings entsprechend steigenden Importen, so 
daß der Außenbeitrag um 40 Mrd. DM gegenüber 1985 
auf ca. 40 Mrd. DM fällt und das Wachstum sich auf die 
wieder „normale“ Struktur der inländischen Verwen­
dung stützt. Nur beim staatlichen Verbrauch hielte s ich - 
dank fortgesetzter Konsolidierung -  der Anstieg mit 40 
bis 45 Mrd. DM in engen Grenzen -  ein bedeutsamer 
Hinweis auf die sich fortsetzende Verbesserung der 
Wachstumsstruktur. Selbst der Bauwirtschaft bliebe ge­
genüber 1985 ein bescheidener Wachstumsspielraum 
von rund 20 Mrd. DM -  bei allerdings stark veränderter 
Zusammensetzung der Nachfrage und einer erheblich 
stetigeren Entwicklung im Zeitablauf. Im übrigen ent­
spräche dieser Zuwachs der Bauwirtschaft im Durch­
schnitt etwa dem eines Fünfjahreszeitraums in der Zeit 
von 1960 bis 1985.

Eine derart verstetigte Wirtschaftsentwicklung in der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre bietet einen unvergleich­
lich besseren Rahmen für eine „Aufholjagd“ beim Ab­
bau der Arbeitslosigkeit. Die sich ab 1985 zunehmend 
verstärkende Binnennachfrage und der ab 1986 wesent­
lich größere Anteil des privaten Konsums daran begün-
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stigt zunehmend die in der ersten Phase 1983/84 be­
nachteiligten mittelständischen Anbieter. Die dringend 
erforderliche Aufstockung von Liquidität und Rentabili­
tät für die mittelständische Wirtschaft könnte 1986/89 
ähnlich erfolgreich verlaufen wie 1983/85 für die export- 
und investitionsgüterorientierte Industrie und wie dort ei­
nen Einstellungsschub auslösen, vor allem aber den An­
teil der Auszubildenden, die einen endgültigen Arbeits­
platz erhalten, erhöhen helfen.

Perspektiven bis in die 90er Jahre

Gleichzeitig geht die demographisch bedingte Bela­
stung der Arbeitsmärkte in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre zurück und verkehrt sich ab Anfang der 90er 
Jahre in das Gegenteil. Von 1970 bis 1980 nahmen die 
Erwerbspersonen um 850000 zu, von 1980 bis 1990 
werden sie mit 1,5 IVlill. fast um das Doppelte ansteigen. 
Davon entfallen aber 1,2 Mill. auf die erste Hälfte der De­
kade. Es macht für die Arbeitsmärkte einen Unter­
schied, ob zwischen 1970 und 1980 bei einer Wachs­
tumsrate von 2,1 % im ersten Jahrfünft und 3,3% im 
zweiten das Arbeitskräftepotential im ganzen Jahrzehnt 
um 730000 steigt oder von 1980 bis 1985 bei jährlich nur
1,1 % Wachstum um 875000. Von 1986 bis 1990 würde 
das verstetigte Wachstum von 2,9% bei einem Wachs­
tum des Arbeitskräftepotentials um nur noch 160 000 die 
Ausgangslage für die Arbeitsmärkte deutlich verbes­
sern®. Der ab 1990 einsetzende Rückgang an Erwerbs­
personen führt dann bis zum Jahr 2000 etwa auf das Ar­
beitskräftepotential eingangs der 80er Jahre zurück.

Die schon ab 1986 wirksamer werdenden Nachfrage­
kräfte sollten sich möglichst ungehindert auf den Ar­
beitsmärkten entfalten können. Hier gilt es daher, die 
Zeit zu nutzen, um die Arbeit vom Angebot her attrakti­
ver zu gestalten, insbesondere hinsichtlich Mobilität, 
Qualifikation und Einstellungsrisiko.

Die vorhandene Arbeitslosigkeit Mitte der 80er Jahre 
ist eine Bestandsgröße, die in der Zusammensetzung 
durchschnittlich zweimal im Jahr umgeschlagen wird. 
Erleichterung bei der Arbeitslosigkeit bieten also ein ver­
ringerter Zugang und eine kürzere Verweildauer von Ar­
beitslosen in der Arbeitslosigkeit. Ein verringerter Zu­
gang ergibt sich im Zusammenhang mit stetigem 
Wachstum, Verstärkung des Anteils der Binnennach­
frage am Wachstum und dem Auslaufen der Kapazitäts­
anpassungen bei Werften, Kohle, Stahl und vor allem 
der Bauwirtschaft sowie dem Rückgang der Konkurse.

® Rein rechnerisch wuchsen Sozialprodukt und Arbeitskräftepotential 
von 1970 bis 1980 jährlich im Verhältnis 2,7% zu 0,3%, von 1980 bis 
1985 verschlechterte sich das Verhältnis auf 1 % zu 0,6%. Von 1986 bis 
1990 würde sich das Verhältnis auf 2,5 % zu 0,1 %, d. h. etwa auf die Re­
lation der 70er Jahre verbessern.

Eine kürzere Verweildauer ist vor allem im Zusammen­
hang mit einer Erhöhung der räumlichen Mobilität und 
Qualifikationsverbesserung erreichbar. Beides wird 
durch die Bundesanstalt für Arbeit verstärkt gefördert.

Chance der Verstetigung

Für die zweite Hälfte der 80er Jahre zeichnet sich da­
her ab, daß die Nachfragesteigerung der privaten Haus­
halte auf höheren Beschäftigtenzahlen und einem et­
was höheren Anteil an den Produktivitätsfortschritten 
anstatt auf der Umverteilung von Gewinnen beruhen 
könnte. Mehrausgaben der öffentlichen Haushalte wür­
den selbst bei sinkenden Steuertarifen die Fortsetzung 
der Konsolidierung erlauben, insbesondere bei einer 
wirklichen Umwandlung von speziellen Subventionen in 
allgemeine Tarifsenkungen. Hier könnte im doppelten 
Sinne den Lenkungskräften der Märkte eine größere 
Chance eingeräumt und der notwendige Strukturwan­
del beschleunigt und aus sich heraus finanziert werden. 
Zusätzliche Investitionsausgaben der Unternehmen 
könnten mit einer Verbesserung der Eigenkapitalquote 
einhergehen.

Damit würden sich alle tragenden Komponenten der 
Inlandsnachfrage aus dem Prozeß heraus in ihrer 
Wachstumspotenz immer wieder erneuern und dadurch 
in ihrem Wachstumsbeitrag verstetigen. Die Volkswirt­
schaft als Ganzes würde ihre internationale Wettbe­
werbsfähigkeit auf der Kostenseite verstärken und von 
der Angebotsqualität her verbessern. Insoweit enthält 
die zu erwartende Verstetigung der Wirtschaftsentwick­
lung in der zweiten Hälfte der 80er Jahre die grundle­
gend neue Qption, sich in der Wirtschafts-, Geld- und 
vor allem Sozialpolitik von den hektischen Ad-hoc-Kor- 
rekturen der Vergangenheit zu lösen und dafür mit lan­
gem Atem das Wirtschaftswachstum in seiner quantitati­
ven und vor allem auch qualitativen Dimension zu stär­
ken. Ruht die laufende Wirtschaftsentwicklung zuneh­
mend auf vorausschauenden Entscheidungen von ge­
stern, gewinnt die Wirtschaftspolitik Freiheitsgrade für 
die bessere Zielerreichung in der Zukunft. Diese Frei­
heitsgrade schließen auch erhebliche Gestaltungsmög­
lichkeiten der Tarif-, Steuer- und Sozialpolitik ein, das 
mögliche Wachstum beschäftigungsintensiver ausfal­
len zu lassen. Tarifpartner, Staat und Notenbank können 
über ihre Verhaltensweisen insoweit die Zukunft mitge­
stalten, als sie innerhalb der Bandbreite der möglichen 
Optionen der Volkswirtschaft die von der Beschäftigung 
her günstigste auch zur wahrscheinlichsten machen. 
Die Einsichten in die Mitverantwortung bei der Aus­
schöpfung möglicher Gestaltungsspielräume bestim­
men die langfristigen Aussichten auf den Arbeitsmärk­
ten entscheidend mit.
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